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27. Gesetz vom 20. März 1996, mit dem das Tiroler Flurverfassungslandesgesetz 1978 geändert wird
28. Gesetz vom 20. März 1996, mit dem die Besorgung von Angelegenheiten der Straßenpolizei der Bundes-

polizeidirektion Innsbruck übertragen wird
29. Gesetz vom 21. März 1996 über eine Einmalzahlung an die Bediensteten des Landes, der Gemeinden

und der Gemeindeverbände in den Jahren 1996 und 1997
30. Verordnung der Landesregierung vom 16. April 1996, mit der die Zweite und die Vierte Durchführungs-

verordnung zum Tiroler Jagdgesetz 1983 geändert werden
31. Verordnung der Landesregierung vom 30. April 1996, mit der die Verordnung der Landesregierung betref-

fend die Übertragung der Besorgung einzelner Angelegenheiten auf dem Gebiet der örtlichen Baupolizei
einiger Gemeinden Tirols auf die örtlich zuständigen Bezirkshauptmannschaften geändert wird

32. Kundmachung der Landesregierung vom 19. März 1996 über die Genehmigung einer Änderung der
Gemeindegrenze zwischen den Gemeinden Mieming und Obsteig

33. Kundmachung der Landesregierung vom 19. März 1996 über die Genehmigung einer Änderung der
Gemeindegrenze zwischen den Gemeinden Jerzens und St. Leonhard im Pitztal

34. Kundmachung der Landesregierung vom 16. April 1996 über die Genehmigung einer Änderung der
Gemeindegrenze zwischen den Gemeinden Brixen im Thale und Westendorf

35. Kundmachung der Landesregierung vom 23. April 1996 über die Genehmigung einer Änderung der
Gemeindegrenze zwischen den Gemeinden Inzing und Hatting

27. Gesetz vom 20. März 1996, mit dem das Tiroler Flurverfassungs-
landesgesetz 1978 geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Tiroler Flurverfassungslandesgesetz

1978, LGBl. Nr. 54 in der Fassung des Geset-
zes LGBl. Nr. 18/1984 wird wie folgt geändert:

1. Der Abs. 3 des § 1 hat zu lauten:
„(3) Land- oder forstwirtschaftliche Grund-

stücke im Sinne dieses Gesetzes sind Grund-
stücke, die im Rahmen eines land- oder forst-
wirtschaftlichen Betriebes der Erzeugung von
Pflanzen, ihrer Bringung oder ihrer Verwertung
dienen, einschließlich naturnaher Strukturele-
mente der Flur (wie zum Beispiel Böschungs-
flächen, Heckenstreifen, Feldraine). Hiezu
zählen auch Grundstücke, die ohne erheblichen
Aufwand diesen Zwecken zugeführt werden
können, sowie Wohn- und Wirtschaftsgebäude
samt Hofräumen.“

2. Im Abs. 2 des § 6 wird im zweiten Satz
das Zitat „(§ 68 Abs. 4 lit. d des Allgemeinen

Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950, BGBl.
Nr. 172)“ durch das Zitat „(§ 68 Abs. 4 Z. 4 des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1991, BGBl. Nr. 51)“ ersetzt.

3. Im Abs. 3 des § 6 hat der zweite Satz zu
lauten:

„Hindern sie die Zusammenlegung, so ist die
Wiederherstellung des früheren Zustandes auf
Kosten des Verursachers zu verfügen.“

4. Im Abs. 1 des § 13 wird der zweite Satz
aufgehoben.

5. Im Abs. 6 des § 13 wird im ersten Satz vor
dem Wort „Schottergruben“ die Wortfolge
„Sonder- und Vorbehaltsflächen,“ eingefügt.

6. Im Abs. 1 des § 15 wird vor dem Wort
„Übernahme“ das Wort „vorläufigen“ einge-
fügt.

7. Im Abs. 4 des § 17 wird folgender Satz
angefügt:

„Das generelle Projekt über die gemeinsamen
Maßnahmen und Anlagen kann auch in Teilen
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für bestimmte Gebiete oder für bestimmte Maß-
nahmen und Anlagen erstellt werden.“

8. Im Abs. 5 des § 17 wird folgender Satz
angefügt:

„Wenn das generelle Projekt in Teilen er-
stellt wird, ist über jeden Teil ein gesonderter
Bescheid zu erlassen.“

9. Im Abs. 2 des § 20 wird nach dem Wort
„Wiederkaufsrechten“ die Wortfolge „sowie
Veräußerungsverboten“ eingefügt.

10. Der Abs. 8 des § 20 hat zu lauten:
„(8) Die gesamten Grundabfindungen einer

Partei haben in Art und Bewirtschaftungsmög-
lichkeit den in das Verfahren einbezogenen
Grundstücken der Partei weitgehend zu ent-
sprechen und bei ordnungsgemäßer Bewirt-
schaftung ohne erhebliche Änderung der Art
und Einrichtung des Betriebes einen größeren
oder zumindest gleichen Betriebserfolg wie die
in das Verfahren einbezogenen Grundstücke zu
ermöglichen. Die Grundabfindungen haben
aus Grundflächen zu bestehen, die eine günsti-
ge Form und Größe aufweisen und ausreichend
erschlossen sind. Unter Berücksichtigung der
Grundaufbringung gemäß § 17 Abs. 2 hat das
Verhältnis zwischen Flächenausmaß und Wert
der gesamten Grundabfindungen einer Partei
dem Verhältnis zwischen Flächenausmaß und
Wert der gesamten in das Verfahren einbezo-
genen Grundstücke der Partei möglichst zu ent-
sprechen. Unvermeidliche Abweichungen sind
bis einschließlich 20 v. H. dieses Verhältnisses
zulässig.“

11. Im § 20 wird folgende Bestimmung als
Abs. 10 eingefügt:

„(10) Den bisherigen Eigentümern sind
Grundstücke mit besonderem Wert (§ 13
Abs. 6) grundsätzlich wieder zuzuweisen. Ist
dies unter Bedachtnahme auf die Ziele und Auf-
gaben der Zusammenlegung (§ 1) nicht mög-
lich, so sind solche Grundstücke durch
gleichartige und gleichwertige zu ersetzen. Un-
vermeidliche Wertunterschiede sind zu ent-
schädigen; § 22 Abs. 5 gilt sinngemäß.“

12. Der bisherige Abs. 10 des § 20 erhält die
Absatzbezeichnung „(11)“ und hat zu lauten:

„(11) Ebenso sind den bisherigen Eigentü-
mern folgende Grundstücke wieder zuzuwei-
sen:

a) Grundstücke, die erheblichen Gefahren,
wie beispielsweise Murbrüchen, Überschwem-
mungen und dergleichen, ausgesetzt sind, es sei
denn, daß der Mindestwert der Grundabfindung
nach Abs. 9 nicht beeinträchtigt wird;

b) Grundstücke, die anderen Zwecken als
der land- oder forstwirtschaftlichen Nutzung

dienen, wie Fluß- und Bachläufe, Verkehrs-
flächen und dergleichen;

c) Waldgrundstücke, es sei denn, daß es sich
um alleinstehende Gehölzgruppen bis zu einem
Höchstausmaß von zehn Ar handelt.“

13. Im Abs. 4 des § 22 hat der erste Satz zu
lauten:

„Wird die von einer Partei übernommene
Grundabfindung nachträglich zur Gänze oder
zum Teil einer anderen Partei zugewiesen
(§ 24 Abs. 3), so hat die Zusammenlegungs-
gemeinschaft dem früheren Übernehmer die
Aufwendungen zu ersetzen, die dieser für die
Grundabfindung gemacht hat, soweit diese
Aufwendungen unter Bedachtnahme auf den
Betrieb des früheren Übernehmers und in Er-
wartung der Beibehaltung der zugewiesenen
Grundabfindung betriebswirtschaftlichen
Grundsätzen entsprochen haben und soweit
ihr Erfolgseintritt beim früheren Übernehmer
nur durch die Änderung der Zuweisung verei-
telt wurde.“

14. Im § 22 werden folgende Bestimmungen
als Abs. 8, 9 und 10 angefügt:

„(8) War die einer Partei übergebene Abfin-
dung gesetzwidrig, so kann diese Partei den Er-
satz eines dadurch entstandenen Schadens be-
gehren. Der Antrag ist innerhalb eines Monats
nach dem Eintritt der formellen Rechtskraft der
Entscheidung über den Zusammenlegungsplan
beim Landesagrarsenat einzubringen.

(9) Grundlage für die Schadensberechnung
ist der Betriebserfolg. Dabei ist der bei ord-
nungsgemäßer, nachhaltiger Bewirtschaftung
der in das Verfahren einbezogenen Grund-
stücke objektiv erreichbare Betriebserfolg mit
jenem Erfolg zu vergleichen, der nach densel-
ben Kriterien mit der übernommenen gesetz-
widrigen Abfindung zu erzielen ist.

(10) Der Ersatz ist von jenem Rechtsträger
zu leisten, der den Aufwand für die den Scha-
den verursachende Agrarbehörde trägt. Diesem
Rechtsträger kommt im Verfahren zur Gel-
tendmachung des Schadens Parteistellung zu.“

15. Im Abs. 2 des § 23 hat in der lit. b die
Z. 2 zu lauten:

„2. allfällige Änderungen der Abfindungs-
ansprüche, die sich aus den im Verfahren vor
oder gegenüber der Agrarbehörde abgege-
benen Erklärungen oder den mit Genehmigung
der Agrarbehörde abgeschlossenen Vereinba-
rungen ergeben;“

16. Im Abs. 2 des § 23 hat in der lit. b die
Z. 6 zu lauten:

„6. allfällige Geldausgleiche (§ 20 Abs. 9),
Geldabfindungen (§ 20 Abs. 2), Geldleistun-
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gen (§ 20 Abs. 3) und Geldentschädigungen
(§ 22 Abs. 5);“

17. Im Abs. 2 des § 23 wird in der lit. c im
Klammerausdruck das Zitat „BGBl. Nr. 238/
1975“ durch das Zitat „BGBl. Nr. 480/1980“
ersetzt.

18. Im Abs. 2 des § 23 wird in der lit. d die
Wortfolge „neuen Grundstücke“ durch das
Wort „Abfindungsgrundstücke“ ersetzt.

19. § 24 hat zu lauten:

„§ 24
Vorläufige Übernahme

(1) Die Agrarbehörde kann nach der Erlas-
sung des Planes der gemeinsamen Maßnahmen
und Anlagen und vor dem Eintritt der Rechts-
kraft des Zusammenlegungsplanes, unbescha-
det des Rechtes zur Berufung gegen diese Be-
scheide, die vorläufige Übernahme von Grund-
abfindungen anordnen, wenn

1. dies zur zweckmäßigen Bewirtschaftung
des Zusammenlegungsgebietes erforderlich ist,

2. der Besitzstandsausweis und der Bewer-
tungsplan bereits in Rechtskraft erwachsen sind,

3. die Bewirtschaftung der zu übernehmen-
den Grundabfindungen möglich ist,

4. die Agrarbehörde die zu übernehmenden
Grundabfindungen in der Natur abgesteckt, je-
der Partei erläutert und auf deren Verlangen an-
hand eines Lageplanes und in der Natur vor-
gezeigt sowie der Partei Gelegenheit zur Stel-
lungnahme gegeben hat und

5. mindestens zwei Drittel der Parteien, die
Grundabfindungen übernehmen sollen, der
vorläufigen Übernahme zugestimmt haben;
wer keine Erklärung abgibt, hat als zustim-
mend zu gelten.

(2) Die vorläufige Übernahme kann auch
auf Teile des Zusammenlegungsgebietes be-
schränkt werden.

(3) Mit der Anordnung der vorläufigen Über-
nahme der Grundabfindungen geht das Eigen-
tum an den Grundabfindungen auf den Über-
nehmer unter der auflösenden Bedingung über,
daß es mit dem Eintritt der Rechtskraft des Zu-
sammenlegungsplanes erlischt, soweit dieser
die Grundabfindung einer anderen Partei zu-
weist.

(4) Die Agrarbehörde kann auch die Durch-
führung vorläufiger Geldabfindungen, Geld-
entschädigungen und Geldausgleiche anordnen.

(5) Die Übernahme der Grundabfindungen
ist, sofern keine Vereinbarung zwischen dem
Übernehmer und dem bisherigen Eigentümer
zustande kommt, mit Rücksicht auf die klima-
tischen und ortsüblichen Arbeitsbedingungen

so festzulegen, daß nach bautechnischen und
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten eine
bestmögliche Bewirtschaftung der Grundab-
findungen gewährleistet wird.“

20. In den Abs. 3 und 5 des § 25 wird jeweils
das Wort „Abfindungsgrundstücke“ durch das
Wort „Grundabfindungen“ ersetzt.

21. Im Abs. 1 des § 27 wird das Wort „Ab-
findungsgrundstücke“ durch das Wort „Grund-
abfindungen“ ersetzt.

22. § 28 hat zu lauten:

„§ 28
Ausführung des Zusammenlegungsplanes

Nach dem Eintritt der Rechtskraft des Zu-
sammenlegungsplanes hat die Agrarbehörde,
sofern dies noch nicht gemäß § 17 Abs. 5 oder
§ 24 geschehen ist, die Durchführung der
gemeinsamen Maßnahmen und die Errichtung
der gemeinsamen Anlagen, die Übernahme der
Grundabfindungen, die Durchführung der
Geldabfindungen, Geldentschädigungen und
Geldausgleiche sowie die allfällige Ausglei-
chung zwischen der vorläufigen Kostentra-
gung nach § 18 und der endgültigen Kosten-
tragung nach dem Beitragsschlüssel gemäß
§ 23 Abs. 2 lit. b Z. 7 anzuordnen, alle Arbei-
ten einschließlich der Vermessung und der Ver-
markung zu vollenden und die Richtigstellung
des Grundbuches sowie des Grundsteuer- oder
Grenzkatasters zu veranlassen.“

23. Im § 31 wird in der Z. 5 folgender Satz
angefügt:

„Diese hat aus ihrer Mitte den Obmann und
dessen Stellvertreter zu wählen, wenn es die
Agrarbehörde verlangt.“

24. Im § 31 hat die Z. 6 zu lauten:
„Die Bewertung der Grundstücke nach § 13

Abs. 2 und 3 entfällt, wenn sämtliche Parteien
erklären, daß die Grundstücke gleichwertig
seien.“

25. Im Abs. 5 des § 32 wird das Zitat „(§ 68
Abs. 4 lit. d des Allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes 1950)“ durch das Zitat „(§ 68
Abs. 4 Z. 4 des Allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes 1991, BGBl. Nr. 51)“ ersetzt.

26. Der Abs. 2 des § 34 hat zu lauten:
„(2) Die Einrichtung und die Tätigkeit von

Agrargemeinschaften ist bei Agrargemein-
schaften, die aus mehr als fünf Mitgliedern
bestehen, von Amts wegen, bei Agrargemein-
schaften mit bis zu fünf Mitgliedern auf Antrag
mit Bescheid (Satzungen) zu regeln.“

27. Im Abs. 1 des § 46 wird das Zitat „§§ 13,
14, 15 und 21“ durch das Zitat „§§ 13, 14, 15,
21 und 31 Z. 6“ ersetzt.
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28. Im Abs. 4 des § 54 wird das Zitat „Tiro-
ler Gemeindeordnung 1966, LGBl. Nr. 4“
durch das Zitat „Tiroler Gemeindeordnung
1966, LGBl. Nr. 4, in der jeweils geltenden Fas-
sung“ ersetzt.

29. Im § 55 wird das Zitat „§§ 13 bis 15 und
21“ durch das Zitat „§§ 13, 14, 15, 21 und 31
Z. 6“ ersetzt.

30. Im Abs. 2 des § 65 wird in der lit. f der
Klammerausdruck „(§ 66)“ durch den Klam-
merausdruck „(§§ 66 und 67)“ ersetzt. 

31. § 66 hat zu lauten:

„§ 66
Waldwirtschaftsplan

(1) Bei Regulierungen, die agrargemein-
schaftliche Waldgrundstücke nach § 33 betref-
fen, besteht der Wirtschaftsplan für Waldge-
meinschaften (Waldwirtschaftsplan), soweit
die forstrechtlichen Vorschriften nichts ande-
res bestimmen, aus dem schriftlichen Teil
(Waldwirtschaftsbuch) und dem kartogra-
phischen Teil (Waldwirtschaftskarte). Bei
agrargemeinschaftlichen Waldgrundstücken,
die durch Lawinen, Sturm, Wildverbiß und der-
gleichen besonders gefährdet sind, hat der
Waldwirtschaftsplan auch einen allfälligen Er-
hebungsbericht zu umfassen. Das Waldwirt-
schaftsbuch hat insbesondere die Beschrei-
bung der Waldverhältnisse, die Hiebsatzer-
mittlung, die Bestandsbeschreibung und die
Bestandsvorschläge, die Betriebsvorschriften,
das Grundstücksverzeichnis sowie die Flä-
chen- und Bestandsdaten zu enthalten.

(2) Der Waldwirtschaftsplan hat dem Grund-
satz der Nachhaltigkeit zu entsprechen und die
Herbeiführung einer dem Normalvorrat ent-
sprechenden Größe des stockenden Holzvor-
rates anzustreben. Nebennutzungen sind auf
dasjenige Maß zu beschränken, bei dem die Er-
haltung der standortgemäßen Holzgewächse
und die Erreichung des standortgemäßen Be-
triebszieles nicht gefährdet werden.

(3) Der Hiebsatz ist getrennt für End- und
Vornutzung zu ermitteln. Im Niederwald ge-
nügt auch die Ermittlung der zulässigen Jahres-
schlagfläche.

(4) Ist der forstliche Gemeinschaftsbesitz
nicht größer als 50 ha oder ist die durch-
schnittliche jährliche Nutzungsmenge nicht
größer als 100 Festmeter, so kann die Erstel-
lung eines Waldwirtschaftsplanes entfallen.

(5) Die nach diesem Gesetz auf agrarge-
meinschaftlichen Grundstücken Nutzungsbe-
rechtigten haben angewiesene Forstprodukte
spätestens bis zum Ende des Jahres, in dem die

Anweisung erfolgte, zu nutzen und bis zu dem
anläßlich der Anweisung festgelegten Zeit-
punkt aus dem Wald abzuführen, ansonsten die
Forstprodukte zugunsten des Grundeigentü-
mers verfallen. Verfallene Forstprodukte gel-
ten als bezogen.“

32. Im Abs. 4 des § 67 hat der erste Satz zu
lauten:

„Sind die gemeinschaftlichen Alp- und
Weidegrundstücke nicht größer als 50 ha, so
kann die Aufstellung eines Wirtschaftsplanes
entfallen.“

33. Im Abs. 3 des § 72 wird die Wortfolge
„Katasterdienststelle für agrarische Operatio-
nen“ durch die Wortfolge „Katasterdienststel-
le des Bundesamtes für Eich- und Vermes-
sungswesen“ ersetzt.

34. Im Abs. 4 des § 72 wird im ersten Satz
nach dem Wort „Einleitung“ die Wortfolge „bis
zum Abschluß“ eingefügt.

35. Im Abs. 2 des § 74 hat die lit. a zu lauten:
„a) die Miteigentümer der agrargemein-

schaftlichen Grundstücke und die Agrarge-
meinschaft;“

36. Im Abs. 3 des § 74 wird im ersten Satz
das Zitat „§ 6 Abs. 1 lit. b“ durch das Zitat „§ 6
Abs. 1“ ersetzt.

37. Der Abs. 1 des § 75 hat zu lauten:
„(1) Anträge auf Einleitung eines Flurberei-

nigungs-, Teilungs- oder Regulierungsverfah-
rens, ferner die im Laufe eines Verfahrens vor
oder gegenüber der Agrarbehörde abgegebe-
nen Erklärungen und die mit Genehmigung der
Agrarbehörde abgeschlossenen Vergleiche be-
dürfen weder einer Zustimmung dritter Perso-
nen, noch unterliegen sie einer Genehmigung
durch Verwaltungs-, Pflegschafts- oder Fidei-
kommißbehörden; sie dürfen nur mit Zu-
stimmung der Agrarbehörde widerrufen wer-
den; die Zustimmung ist zu versagen, wenn aus
einem Widerruf eine erhebliche Störung des
Verfahrens zu besorgen ist, wie insbesondere
dann, wenn auf Grund dieser Erklärungen be-
reits wirtschaftliche Maßnahmen gesetzt wur-
den oder Rechtshandlungen oder Bescheide er-
gangen sind.“

38. Im Abs. 1 des § 76 wird im ersten Satz
die Wortfolge „wirtschaftlicher Gründe“ durch
die Wortfolge „wirtschaftlicher oder rechtli-
cher Gründe“ ersetzt.

39. Im Abs. 1 des § 78 wird das Zitat „der
Bestimmungen des Eisenbahngesetzes 1957,
BGBl. Nr. 60, und des Luftfahrtgesetzes,
BGBl. Nr. 253/1957“ durch das Zitat „der
Bestimmungen des Eisenbahngesetzes 1957,
BGBl. Nr. 60, zuletzt geändert durch das
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Gesetz BGBl. Nr. 899/1993, und des Luftfahrt-
gesetzes, BGBl. Nr. 253/1957, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. Nr. 656/1994“ ersetzt.

40. Im Abs. 1 des § 80 wird jeweils das Wort
„Abfindungsgrundstücken“ durch die Wortfol-
ge „Grundabfindungen oder Abfindungs-
grundstücken“ ersetzt.

41. Im Abs. 2 des § 80 wird jeweils das Wort
„Abfindungsgrundstücke“ durch die Wortfolge
„Grundabfindungen oder Abfindungsgrund-
stücke“ ersetzt.

42. Im § 82 wird folgende Bestimmung als
Abs. 3 angefügt:

„(3) Sämtliche Entscheidungen des Grund-

buchsgerichtes mit Ausnahme der Rangord-
nungsbeschlüsse sind auch der Agrarbehörde
zuzustellen.“

43. Im Abs. 1 des § 85 wird der Betrag
„10.000 Schilling“ durch den Betrag „30.000
Schilling“ ersetzt.

44. Im Abs. 3 des § 85 wird das Zitat „(§ 57
des Verwaltungsstrafgesetzes 1950, BGBl. Nr.
172)“ durch das Zitat „(§ 57 des Verwaltungs-
strafgesetzes 1991, BGBl. Nr. 52)“ ersetzt.

Artikel II
Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des

Tages der Kundmachung in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

28. Gesetz vom 20. März 1996, mit dem die Besorgung von Angele-
genheiten der Straßenpolizei der Bundespolizeidirektion Inns-
bruck übertragen wird

Der Landtag hat beschlossen:

§ 1
Übertragung

(1) Der Bundespolizeidirektion Innsbruck
wird für das Gebiet der Landeshauptstadt Inns-
bruck die Besorgung folgender Angelegen-
heiten der Straßenpolizei übertragen:

a) die Handhabung der Verkehrspolizei
(§ 94b Abs. 1 lit. a StVO 1960), jedoch nicht
auf der Autobahn,

b) die Ausübung des Verwaltungsstrafrech-
tes (§§ 99 und 100 StVO 1960) einschließlich
der Führung des Verzeichnisses von Bestrafun-
gen (§ 96 StVO 1960), jedoch nicht die Aus-

übung des Verwaltungsstrafrechtes hinsicht-
lich Übertretungen der Bestimmungen über die
Benützung der Straße zu verkehrsfremden
Zwecken (X. Abschnitt StVO 1960),

c) die Anordnung der Teilnahme am Ver-
kehrsunterricht und die Durchführung des Ver-
kehrsunterrichtes (§ 101 StVO 1960),

d) die Schulung und Ermächtigung von Or-
ganen der Straßenaufsicht zur Prüfung der
Atemluft auf Alkoholgehalt sowie überhaupt
die Handhabung der §§ 5, 5a und 5b StVO 1960,

e) das Verbot des Lenkens von Fahrzeugen
(§ 59 StVO 1960),

f) die Bewilligung sportlicher Veranstaltun-
gen (§ 64 StVO 1960),
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Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Lugger

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

g) die Entgegennahme der Anzeigen von
Umzügen (§ 86 StVO 1960),

h) die Sicherung des Schulweges (§§ 29a
und 97a StVO 1960), sofern sich nicht die Zu-
ständigkeit der Gemeinde (§ 94d StVO 1960)
ergibt.

(2) Die Bundespolizeidirektion Innsbruck
hat bei Amtshandlungen nach Abs. 1 lit. f und g
der Landeshauptstadt Innsbruck Gelegenheit
zur Stellungnahme zu geben.

§ 2
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz, mit dem
die Besorgung von Angelegenheiten der Stra-
ßenpolizei der Bundespolizeidirektion Inns-
bruck übertragen wird, LGBl.Nr. 2/1970,
außer Kraft.

29. Gesetz vom 21. März 1996 über eine Einmalzahlung an die Be-
diensteten des Landes, der Gemeinden und der Gemeindever-
bände in den Jahren 1996 und 1997

Der Landtag hat beschlossen:
1 .  A b s c h n i t t

Bedienstete des Landes
§ 1

Anspruchsberechtigte;
Einmalzahlung im Jahr 1996

Den nachstehend angeführten Beamten des
Dienststandes nach § 1 des Landesbeamtenge-
setzes 1994, LGBl. Nr. 19, in der jeweils gel-
tenden Fassung, Personen mit einem Pen-
sionsanspruch nach § 2 lit. d des Landesbeam-
tengesetzes 1994 sowie Bediensteten, die in
einem privatrechtlichen Dienstverhältnis zum
Land Tirol stehen, mit Ausnahme von Perso-
nen, für deren Dienstverhältnis das Landes-
vertragslehrergesetz 1966, BGBl. Nr. 172, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. Nr.
644/1994, oder das Land- und forstwirtschaft-
liche Landesvertragslehrergesetz, BGBl. Nr.
244/1969, in der Fassung des Gesetzes BGBl.
Nr. 250/1970 gilt, gebührt eine Einmalzahlung
in der Höhe des angeführten Betrages, wenn sie
am 1. April 1996 Anspruch auf eine der jeweils
angeführten Leistungen haben und soweit im
Abs. 2 und in den §§ 3 und 4 nichts anderes be-
stimmt ist:

a) Beamten des Dienststandes und Ver-
tragsbediensteten mit Anspruch auf Bezüge
S 2700,–,

b) Personen mit Anspruch auf einen Ruhe-
genuß S 2160,–,

c) Personen mit Anspruch auf einen Witwen-
(Witwer-) versorgungsgenuß, frühere Ehegat-
ten mit Anspruch auf einen Versorgungsgenuß
und Personen mit Anspruch auf ein Versor-
gungsgeld S 1296,–,

d) Personen mit Anspruch auf einen Wai-
senversorgungsgenuß für Vollwaisen S 778,–,

e) Personen mit Anspruch auf einen Wai-
senversorgungsgenuß für Halbwaisen S 518,–,

f) Personen mit Anspruch auf einen Unter-
haltsbeitrag jener Teil des nach den lit. b, c, d
oder e in Betracht kommenden Betrages, der
dem Verhältnis des Unterhaltsbeitrages zum
vollen Ruhe- oder Versorgungsgenuß ent-
spricht.

§ 2
Anspruchsberechtigte;

Einmalzahlung im Jahr 1997
Den nachstehend angeführten Beamten des

Dienststandes nach § 1 des Landesbeamtenge-
setzes 1994, LGBl. Nr. 19, in der jeweils gel-
tenden Fassung, Personen mit einem Pen-
sionsanspruch nach § 2 lit. d des Landesbeam-
tengesetzes 1994 sowie Bediensteten, die in
einem privatrechtlichen Dienstverhältnis zum
Land Tirol stehen, mit Ausnahme von Perso-
nen, für deren Dienstverhältnis das Landes-
vertragslehrergesetz 1966, BGBl. Nr. 172, zu-
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letzt geändert durch das Gesetz BGBl. Nr.
644/1994, oder das Land- und forstwirtschaft-
liche Landesvertragslehrergesetz, BGBl. Nr.
244/1969, in der Fassung des Gesetzes BGBl.
Nr. 250/1970 gilt, gebührt eine Einmalzahlung
in der Höhe des angeführten Betrages, wenn sie
am 1. Februar 1997 Anspruch auf eine der je-
weils angeführten Leistungen haben und so-
weit im Abs. 2 und in den §§ 3 und 4 nichts an-
deres bestimmt ist:

a) Beamten des Dienststandes und Ver-
tragsbediensteten mit Anspruch auf Bezüge
S 3600,–,

b) Personen mit Anspruch auf einen Ruhe-
genuß S 2880,–,

c) Personen mit Anspruch auf einen Witwen-
(Witwer-) versorgungsgenuß, frühere Ehegatten
mit Anspruch auf einen Versorgungsgenuß und
Personen mit Anspruch auf ein Versorgungsgeld
oder einen Übergangsbeitrag S 1728,–,

d) Personen mit Anspruch auf einen Wai-
senversorgungsgenuß für Vollwaisen S 1037,–,

e) Personen mit Anspruch auf einen Wai-
senversorgungsgenuß für Halbwaisen S 691,–,

f)  Personen mit Anspruch auf einen Unter-
haltsbeitrag jener Teil des nach den lit. b, c, d
oder e in Betracht kommenden Betrages, der
dem Verhältnis des Unterhaltsbeitrages zum
vollen Ruhe- oder Versorgungsgenuß ent-
spricht.

§ 3
Aliquotierung bei Teilzeitbeschäftigung,
Außerdienststellung und Suspendierung
Die Einmalzahlung gebührt 
a) Personen nach § 1 lit. a, die am 1. April

1996,
b) Personen nach § 2 lit. a, die am 1. Februar

1997
nicht in Vollbeschäftigung stehen oder vom
Dienst suspendiert sind, abweichend von den
§§ 1 und 2 in der Höhe jenes Teiles des für sie
vorgesehenen Betrages, der dem Verhältnis ih-
res geringeren Bezuges zum vollen Bezug ent-
spricht.

§ 4
Aliquotierung

für Personen mit Pensionsanspruch
Liegt den Pensionsansprüchen der in den

§§ 1 lit. b bis f und 2 lit. b bis f angeführten Per-
sonen nicht die volle Ruhegenußbemessungs-
grundlage oder der höchste für eine Versor-
gungsleistung maßgebliche Prozentsatz zu-
grunde, so gebührt diesen Personen die Ein-
malzahlung abweichend von den §§ 1 und 2 in
der Höhe jenes Teiles des für sie vorgesehenen
Betrages, der

a) im Falle eines Ruhebezuges dem Verhält-
nis des jeweiligen Pensionsanspruches zur
vollen Ruhegenußbemessungsgrundlage und

b) im Falle einer Versorgungsleistung dem
Verhältnis des jeweiligen Pensionsanspruches
zum höchsten erreichbaren Pensionsanspruch
entspricht.

§ 5
Befreiung von Beitragsverpflichtungen
Die Einmalzahlungen sind der Bemessung

von Sozialversicherungsbeiträgen, Wohnbau-
förderungsbeiträgen und Arbeitslosenversi-
cherungbeiträgen nicht zugrunde zu legen.

§ 6
Auszahlung

(1) Die an den Stichtag 1. April 1996 ge-
knüpfte Einmalzahlung ist gemeinsam mit dem
Bezug oder der Pension für den Monat April
1996, die an den Stichtag 1. Februar 1997 ge-
knüpfte Einmalzahlung ist gemeinsam mit dem
Bezug oder der Pension für den Monat Februar
1997 auszuzahlen.

(2) Die für die Auszahlung des betreffenden
Bezuges oder der betreffenden Pension gelten-
den Rundungsbestimmungen sind für die Aus-
zahlungszeiträume April 1996 und Februar
1997 ausschließlich auf den um die Einmalzah-
lung erhöhten Auszahlungsbetrag anzuwenden.

(3) Darüber hinaus hat die Einmalzahlung
keine Auswirkungen auf den laufenden Bezug
oder die Pension.

§ 7
Zuständigkeit

Zur Vollziehung dieses Gesetzes ist, soweit
es Beamte nach § 1 des Landesbeamtenge-
setzes 1994, deren Hinterbliebenen und An-
gehörigen betrifft, die Landesregierung zu-
ständig.

2 .  A b s c h n i t t
Bedienstete der Gemeinden
und der Gemeindeverbände

§ 8
Anspruchsberechtigte

Die §§ 1 bis 6 sind auf
a) Beamte des Dienststandes nach § 1 Abs. 1

und 2 des Gemeindebeamtengesetzes 1970,
LGBl. Nr. 9, in der jeweils geltenden Fassung,

b) Beamte des Dienststandes nach § 1 Abs. 1
des Innsbrucker Gemeindebeamtengesetzes 1970,
LGBl. Nr. 44, in der jeweils geltenden Fassung, 

c) Personen mit einem Pensionsanspruch
nach einem öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis zu einer Gemeinde oder zu einem Ge-
meindeverband und
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d) Bedienstete, die in einem privatrechtli-
chen Dienstverhältnis zu einer Gemeinde oder
zu einem Gemeindeverband stehen,
sinngemäß anzuwenden.

§ 9
Zuständigkeit

(1) Zur Vollziehung dieses Gesetzes ist, so-
weit es Beamte nach § 1 Abs. 1 des Gemein-
debeamtengesetzes 1970, deren Hinterblie-
benen und Angehörigen betrifft, der Bürger-
meister und, soweit es Beamte nach § 1 Abs. 2
des Gemeindebeamtengesetzes 1970, deren
Hinterbliebenen und Angehörigen betrifft, der
Gemeindeverbandsobmann zuständig.

(2) Zur Vollziehung dieses Gesetzes ist, soweit
es Beamte nach § 1 Abs. 1 des Innsbrucker Ge-
meindebeamtengesetzes 1970, deren Hinterblie-
benen oder Angehörigen betrifft, der Bürger-
meister zuständig.

§ 10
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde
Die von der Gemeinde nach diesem Gesetz

zu besorgenden Aufgaben sind solche des
eigenen Wirkungsbereiches.

3 .  A b s c h n i t t
§ 11

Nichtanwendung
auf bezügerechtliche Ansprüche

Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf
a) Ansprüche nach dem Tiroler Bezügege-

setz 1995, LGBl. Nr. 23, in der jeweils gelten-
den Fassung oder nach einer entsprechenden
früher in Geltung gestandenen landesgesetzli-
chen Vorschrift,

b) Ansprüche nach dem Gesetz über die Be-
züge der Mitglieder des Gemeinderates, LGBl.
Nr. 5/1972, in der jeweils geltenden Fassung
oder nach einer entsprechenden früher in Gel-
tung gestandenen landesgesetzlichen Vorschrift
und nach den §§ 14, 14a und 15 des Stadt-
rechtes der Landeshauptstadt Innsbruck 1975,
LGBl. Nr. 53, in der jeweils geltenden Fassung
oder nach einer entsprechenden früher in Gel-
tung gestandenen landesgesetzlichen Vorschrift.

§ 12
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit 1. April 1996 in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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Auf Grund der §§ 33 Abs. 3 und 37 des Ti-
roler Jagdgesetzes 1983, LGBl. Nr. 60, in der
Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 68/1993 wird
verordnet:

Artikel I
Die Zweite Durchführungsverordnung zum

Tiroler Jagdgesetz 1983, LGBl. Nr. 16/1995,
wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 1 des § 1 hat die Z. 3 zu lauten:
„3.a) Muffelwild vom 1. August bis 31. De-

zember;
b) Steinwild vom 1. August bis 15. Dezem-

ber;“
2. Im Abs. 1 des § 1 hat die Z. 7 zu lauten:
„7. Murmeltiere vom 15. August bis 30. Sep-

tember;“
Artikel II

Die Vierte Durchführungsverordnung zum
Tiroler Jagdgesetz 1983, LGBl. Nr. 27/1994,
wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift des § 23 hat zu lauten:
„Anerkennung von Ausbildungen,
Berufsausübungen und Prüfungen“

2. Der Abs. 1 des § 23 hat zu lauten:

„(1) Österreichischen Staatsbürgern oder
Staatsangehörigen einer anderen Vertragspar-
tei des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum sind die in einem anderen
Land oder in einem Staat, der Vertragspartei
des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum ist, zurückgelegten Lehrzeiten,
Zeiten der Ausübung des Berufes, mit Erfolg
besuchten Ausbildungslehrgänge (Fachschu-
len), mit Erfolg abgelegten Prüfungen und er-
worbenen Berechtigungen dann anzuerken-
nen, wenn sie mit Rücksicht auf die Gleichar-
tigkeit der Zielsetzung der Ausbildung und die
Gleichwertigkeit der Ausbildungsanforderun-
gen dieser Aus- und Fortbildungsordnung im
wesentlichen gleichwertig sind.“

Artikel III
Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des

Tages der Kundmachung in Kraft.
Der Landeshauptmann:

Weingartner
Der Landesamtsdirektor:

Arnold

wird, LGBl. Nr. 18/1968, zuletzt geändert
durch die Verordnung LGBl. Nr. 21/1996, wird
wie folgt geändert:

In der lit. a des § 2 wird die Wortfolge „Stams
(Beschluß vom 3. Oktober 1967)“ aufgehoben.

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des

Tages der Kundmachung in Kraft.
Der Landeshauptmann:

Weingartner
Der Landesamtsdirektor:

Arnold

30. Verordnung der Landesregierung vom 16. April 1996, mit der die
Zweite und die Vierte Durchführungsverordnung zum Tiroler
Jagdgesetz 1983 geändert werden

31. Verordnung der Landesregierung vom 30. April 1996, mit der die
Verordnung der Landesregierung betreffend die Übertragung
der Besorgung einzelnerAngelegenheiten auf dem Gebiet der ört-
lichen Baupolizei einiger Gemeinden Tirols auf die örtlich zu-
ständigen Bezirkshauptmannschaften geändert wird

Auf Grund des § 12 Abs. 4 der Tiroler Ge-
meindeordnung 1966, LGBl. Nr. 4, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 98/1991,
wird auf Antrag der Gemeinde Stams (Be-
schluß des Gemeinderates vom 2. November
1994) verordnet:

Artikel I
Die Verordnung der Landesregierung, mit

der die Besorgung einzelner Angelegenheiten
auf dem Gebiet der örtlichen Baupolizei eini-
ger Gemeinden Tirols auf die örtlich zuständi-
gen Bezirkshauptmannschaften übertragen
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§ 1
Die Tiroler Landesregierung genehmigt

gemäß § 2 Abs. 1 der Tiroler Gemeindeordnung
1966, LGBl. Nr. 4, zuletzt geändert durch das
Gesetz LGBl. Nr. 98/1991, die übereinstim-
menden Beschlüsse des Gemeinderates der Ge-
meinde Mieming vom 14. Dezember 1995 und
des Gemeinderates der Gemeinde Obsteig vom
16. Februar 1996, mit denen nachstehende Än-
derung der Gemeindegrenze vereinbart wurde:

Die neue Gemeindegrenze wird entspre-
chend dem Plan des Amtes der Tiroler Lan-
desregierung, Abteilung IIId3, vom 20. No-
vember 1995, Zl. IIId3-1279/230, durch die ge-
radlinige Verbindung

a) der Grenzpunkte 1123, 9723, 9724, 9725,
9726, 9727, 9728 und 534 und

b) der Grenzpunkte 540, 9729, 9730, 9731,
9732, 9733, 9734, 9735, 9736, 9737, 9738,

9739, 9740, 9741 und 1119
gebildet.

§ 2
Eine vermögensrechtliche Auseinanderset-

zung zwischen den Gemeinden Mieming und
Obsteig aus dieser Grenzänderung findet nicht
statt. § 3

Die Kosten der Durchführung der verein-
barten Grenzänderung werden im Zuge der Zu-
sammenlegung Mooswiesen getragen.

§ 4
Diese Grenzänderung tritt mit 1. Jänner 1997

in Wirksamkeit.
Der Landeshauptmann:

Weingartner
Der Landesamtsdirektor:

Arnold

32. Kundmachung der Landesregierung vom 19. März 1996 über die
Genehmigung einer Änderung der Gemeindegrenze zwischen
den Gemeinden Mieming und Obsteig

§ 1
Die Tiroler Landesregierung genehmigt

gemäß § 2 Abs. 1 der Tiroler Gemeindeordnung
1966, LGBl. Nr. 4, zuletzt geändert durch das
Gesetz LGBl. Nr. 98/1991, die übereinstim-
menden Beschlüsse des Gemeinderates der Ge-
meinde Jerzens vom 3. Februar 1994 und des
Gemeinderates der Gemeinde St. Leonhard im
Pitztal vom 20. August 1993, mit denen nach-
stehende Änderung der Gemeindegrenze ver-
einbart wurde:

Die Grundstücke Nr. 5395/2 und 1525/3 der
Katastralgemeinde St. Leonhard im Pitztal
werden von der Gemeinde St. Leonhard im
Pitztal abgetrennt und als Grundstücke Nr.
2965 und 2966 der Katastralgemeinde Jerzens
dem Gebiet der Gemeinde Jerzens eingeglie-
dert. Die Bildung des neuen Grenzverlaufes er-

folgt entsprechend der Vermessungsurkunde
des Ingenieurkonsulenten für Vermessungswe-
sen Dipl.-Ing. Franz Markowski, Landeck,
vom 22. Februar 1995, GZl. 50576/93.

§ 2
Eine vermögensrechtliche Auseinanderset-

zung zwischen den Gemeinden Jerzens und
St. Leonhard im Pitztal aus dieser Grenzände-
rung findet nicht statt.

§ 3
Diese Grenzänderung tritt mit 1. Jänner 1997

in Wirksamkeit.
Der Landeshauptmann:

Weingartner
Der Landesamtsdirektor:

Arnold

33. Kundmachung der Landesregierung vom 19. März 1996 über die
Genehmigung einer Änderung der Gemeindegrenze zwischen
den Gemeinden Jerzens und St. Leonhard im Pitztal
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§ 1
Die Tiroler Landesregierung genehmigt

gemäß § 2 Abs. 1 der Tiroler Gemeindeordnung
1966, LGBl. Nr. 4, zuletzt geändert durch das
Gesetz LGBl. Nr. 98/1991, die übereinstim-
menden Beschlüsse des Gemeinderates der Ge-
meinde Brixen im Thale vom 27. September
1995 und vom 15. Februar 1996 sowie des Ge-
meinderates der Gemeinde Westendorf vom
14. November 1995 und vom 25. Jänner 1996,
mit denen nachstehende Änderung der Ge-
meindegrenze vereinbart wurde:

Der neue Grenzverlauf in einem Teilab-
schnitt der Gemeindegrenze zwischen der Ge-
meinde Brixen im Thale und der Gemeinde We-
stendorf wird durch die geradlinige Verbin-
dung der Grenzpunkte 12525, 4088, 4090 und

12357 entsprechend der Vermessungsurkunde
des Dipl. Ing. Alois Zehentner, staatlich be-
fugter und beeideter Ingenieurkonsulent für
Vermessungswesen in Kitzbühel, vom 22. Sep-
tember 1995, GZl. 4251/95B, gebildet.

§ 2
Eine vermögensrechtliche Auseinanderset-

zung zwischen den Gemeinden Brixen im Tha-
le und Westendorf aus dieser Grenzänderung
findet nicht statt. § 3

Diese Grenzänderung tritt mit 1. Jänner 1997
in Wirksamkeit.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

34. Kundmachung der Landesregierung vom 16. April 1996 über die
Genehmigung einer Änderung der Gemeindegrenze zwischen
den Gemeinden Brixen im Thale und Westendorf

§ 1
Die Tiroler Landesregierung genehmigt

gemäß § 2 Abs. 1 der Tiroler Gemeindeordnung
1966, LGBl. Nr. 4, zuletzt geändert durch das
Gesetz LGBl. Nr. 98/1991, die übereinstim-
menden Beschlüsse des Gemeinderates der Ge-
meinde Inzing vom 30. Jänner 1996 und des
Gemeinderates der Gemeinde Hatting vom 24.
Jänner 1996, mit denen nachstehende Ände-
rung der Gemeindegrenze vereinbart wurde:

Der neue Grenzverlauf in einem Teilab-
schnitt der Gemeindegrenze zwischen der Ge-
meinde Inzing und der Gemeinde Hatting wird
durch die geradlinige Verbindung der Grenz-
punkte 4596, 4595, 4594, 4593, 4592, 4591,
4590, 3811, 3812, 3813, 3833, 3942, 3946,

3947, 4919, 4934 und 4589 entsprechend der
Vermessungsurkunde des Amtes der Tiroler
Landesregierung, Abteilung IIId3, vom 17. Fe-
bruar 1995, GZl. 1060/1116, gebildet.

§ 2
Eine vermögensrechtliche Auseinanderset-

zung zwischen den Gemeinden Inzing und
Hatting aus dieser Grenzänderung findet nicht
statt. § 3

Diese Grenzänderung tritt mit 1. Jänner 1997
in Wirksamkeit.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

35. Kundmachung der Landesregierung vom 23. April 1996 über die
Genehmigung einer Änderung der Gemeindegrenze zwischen
den Gemeinden Inzing und Hatting
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